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1. Weltthema Klimawandel. 
Eine rechtzeitig zum Klimakongreß in Kopenhagen 2009 verfaßte Analyse 
„Klimaschutz  -  ein Gebot?“ [6] kommt zu dem Schluß: Die Unkenntnis klimatischer 
Vorgänge verhindert es, anhand mathematischer Modelle eine wissenschaftlich 
fundierte Klimapolitik zu betreiben.  
Es wird nicht bestritten, daß gegenwärtig der CO2-Gehalt der Atmosphäre und 
gebietsweise auch der Durchschnitt der bodennahen Lufttemperaturen langsam an 
steigen. Der Hypothese, daß diese beiden Vorgänge direkt miteinander gekoppelt 
seien und, vorwiegend durch Menschen verursacht, zu einer bedrohlichen 
Klimaerwärmung führen könnten, stehen jedoch Beobachtungen, Naturgesetze und 
Messungen entgegen: Der Beitrag von Wasserdampf zum natürlichen 
„Treibhauseffekt“ ist etwa dreimal so hoch wie der von CO2  [1,S.247]. Überdies ist 
der anthropogene Anteil an den Emissionen mit rd. 2 % nur gering [2,S.89] 
gegenüber dem Großteil 98 % der naturgegebenen gewaltigen Emissionen,  die durch 
biologischen Abbau der Organismen und Atmung entstehen. CO2-Minderungen, wie 
sie das Kyoto-Protokol vorschreibt, bleiben für das Klima unwirksam: Sie können die 
Globaltemperatur bestenfalls um hundertstel Grad senken. 
Das Klima wandelt sich gebietsweise allezeit und unaufhaltsam: Dies lehrt die 
Vergangenheit, wo am Ende der letzten Eiszeit vor etwa zehntausend Jahren die 
bodennahen Lufttemperaturen rund zehn Grad zulegten, oder die Gegenwart, wo die 
Globaltemperaturen sich in einem Band von etwa zwei Grad bald mit steigender, bald 
mit fallender Tendenz bewegen [2,S.213]. 
Der im „Copenhagen Accord“ intuitiv festgesetzte Grenzwert 2 Grad für eine 
globale Erwärmung ab 1850,  bei dessen Überschreiten unsere Ökosysteme 
irreparabel geschädigt würden oder das Klima „kippen“ könnte, ist nach Ansicht 
dreier deutscher Geoinstitute „praktisch Unsinn“ [A,28.10.09]. Der  Bezugspunkt 
1850 am Ende der spätmittelalterlichen Kaltzeit  -  mit um etwa 1 Grad erniedrigten 
Temperaturen [1,S.43]  -   ist überdies ungeeignet, das Ende der  vorindustriellen Zeit 
zu repräsentieren [5]: In großem Stil wurden fossile Brennstoffe erst fast hundert 
Jahre später industriell eingesetzt. 
Da abzusehen war, daß dieses Zwei-Grad-Ziel, das auf der Konferenz in Cancun 
2010 von193 Staaten anerkannt wurde, praktisch gar nicht zu erreichen ist,  wurden 
Ersatzmaßnahmen [Note by the chair] vorgeschlagen. Sie umfassen: Planmäßige 
Reduktion der Treibhausgasemissionen um 25% bis 40% bis 2020 gegenüber 1990, 
dazu Emissionshandel, ein Klimafonds für den Transfer von jährlich 100 Milliarden $ 
von den Industrie- zu den Entwicklungsländern, Umwidmung von 
Kohlesubventionen zugunsten Erneuerbarer Energien, Besteuerung von Kerosin und 
Schiffsdieselbrennstoffen, „Technologietransfer“ und anderes mehr. Da eine 
demokratische Legitimation des „Weltklimarates“ zu  solch gigantischem Vorhaben 



fehlt, wird größter Wert auf einen noch nicht erreichten Abschluß rechtlich 
verbindlicher Übereinkünfte gelegt. 
Ungeachtet der Tatsache, daß sich durch Maßnahmen zur CO2-Minderung kein 
„Klima steuern“, kein „Planet retten“ läßt, wird als Vorsorge  [7,S.29] gegen 
klimatische Unwägbarkeiten geraten, das Anwachsen der Emissionen nicht aus den 
Augen zu lassen. 
 Im Gegensatz zur Vorsorge werden Maßnahmen, die auf das volkswirtschaftliche 
Gebot der Ressourcenschonung fossiler Brennstoffe ausgerichtet sind, stets von 
Nutzen sein. Im Nebeneffekt senken sie die  CO2-Emissionen bei übersehbarem 
Aufwand. 
 
2. Wandel der Globaltemperatur. 
Es überrascht, daß die große Besorgnis der „Klimaschützer“ seit einiger  Zeit nicht 
dem Sinken der Globaltemperatur gilt, sondern dem Steigen. Tatsächlich lässt sich ein 
unsteter Anstieg im Bereich von Zehntelgraden seit etwa 1850 nachweisen [1,S.285; 
4, S.57]. Ein kausaler Zusammenhang mit der monoton angestiegenen Emission von 
zivilisatorischem CO2  ist auszuschließen [14]. Für das Einwirken destabilisierender 
Rückkopplungs-effekte [6] liegen keine Anzeichen vor. Das Spurengas CO2  ist bei 
üblichen Konzentrationen kein Schadstoff, erst recht kein „Klimakiller“.  Man muß 
dieses Gas im Zusammenhang mit der Photosynthese als Nährstoff für die 
Pflanzenwelt ansehen, unentbehrlich für Mensch und Tier. Der Vorwurf, es 
„verschmutze“ die Atmosphäre, ist absurd. 
Um den globalen Temperaturwandel zu bestimmen, werden möglichst konsistente 
getaktete Datensätze bodennaher Temperaturen benötigt, gemessen in einem 
erdumspannenden engen Netz optimal positionierter Meßstationen und ausgewertet 
durch örtliche und zeitliche Mittelwertbildung über mindestens dreißig Jahre. 
Fehlerquellen sind hierbei vor allem die Unvollkommenheiten des Meßnetzes auf den 
Weltmeeren, aber auch die Verfälschung der Messungen an Land durch veränderte 
Umgebungseinflüsse, wie zum Beispiel bis zu 2,5 Grad und mehr durch Wärmeinseln 
wachsender Städte und Industrien, sowie durch Wandel der Landnutzung [1,S.392]. 
Jahr um Jahr wird ein neues „wärmstes Jahr aller Zeiten“ heraufbeschworen. 
Prof. Ewert [U Paderborn] unterzog sich deshalb der mühevollen Aufgabe, die von 
der US National Aeronautics and Space Administration NASA gesammelten 
Temperatur-Meßkurven von über 700 Meßstationen aller Erdteile aus den letzten 
Jahrzehnten auszuwerten. Danach zeigten weltweit nur etwa 30% der Stationen eine 
Erwärmung, etwa 50% eine Stagnation und 20% eine Abkühlung.  
Ähnlich wertete Prof. Schellnhuber [Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung PIK] 
mit Kollegen die Daten von 95 weltweit verteilten Meßstationen aus und befand: In 
the vast majority of stations we did not see indications for a global warming in the 
atmosphere[Phys.rev. E 68 (2003)]. Dessen ungeachtet sprach er unlängst von einer 
Globaltemperatur auf „Rekordkurs“[B,33/2010]. 
 
 



3. Der „Weltklimarat IPCC“. 
Fiktive Schreckensbilder, allen voran Al Gores Gruselfilm An inconvenient Truth, 
weckten und nährten die Befürchtung, daß sich das Erdklima mit steigendem CO2-
Gehalt der Atmosphäre anomal entwickeln könnte  [9, S.25]. 1986 wurde deshalb im 
Rahmen des UN Umweltprogramms UNEP von 194 Vertragsstaaten der 
Intergovernmental Panel on Climate Change IPCC gegründet  Als seinen Auftrag 
sieht er <to proof, that human beings are offending the climate>. Hierzu sichtet er die 
weltweite wissenschaftliche und sozioökonomische Literatur, die sich speziell mit 
dem postulierten anthropogenen „Klimawandel“ befaßt. Er gab sich den erhabenen 
Titel “Weltklimarat“. 
Der IPCC ist primär ein politisches, kein wissenschaftliches Organ. Seine Arbeiten 
werden von wohl 2500 ehrenamtlichen Mitgliedern im Rahmen dreier 
Arbeitsgruppen geleistet: 

• AG I:  Ursachen des Klimawandels. Im Auftrag der Regierungen werden die    
Studien der Klimaforscher nach Begutachtung zur  Aufnahme in die 
fünfjährlichen Sachstand- und Sonderberichte eingereicht. 

• AG II: Folgen des Klimawandels,  und AG III: Vermeidungs- und 
Anpassungsstrategien. Das in weitem Umfang auch von Behörden, Umwelt- 
und Interessenverbänden eingereichte Material wird vor Aufnahme in die 
Berichte nicht begutachtet. 

Die IPCC-Vollversammlung, bestehend aus den bevollmächtigten Vertretern der 
Vertragsstaaten, faßt Beschlüsse zu den Programmen, Sachstand- und Mehrheits-
berichten  der AG. Sie erteilt Weisungen für eine „Zusammenfassung für politische 
Entscheidungsträger Summary for Policymakers SPM“, und stimmt parlamentarisch 
über deren Inhalt und Veröffentlichung ab, meist ohne vorherige Diskussion mit den 
Klimaforschern. Mehrheit statt Wahrheit?  
Die mehrstufig selektierten Verlautbarungen des IPCC [14] sollen Klimafragen für 
Politik und Gesellschaft nach seinen Vorstellungen summarisch beantworten, was 
allenfalls <verdichtend>  und  den Sachverhalt <griffig simplifizierend>  gelingen 
mag. Die erst später veröffentlichten Sachstandberichte geben sich zwar einen 
wissenschaftlichen Anstrich, dürfen aber die SPM nicht in Frage stellen. 
Vaclav Klaus, Präsident der Tschechischen Republik, resümiert: 
„Der IPCC ist kein wissenschaftliches Gremium: Er ist eine politische Institution, 
eine Art Nicht-Regierungs-Organisation mit grünem Charakter. Er ist kein Forum von 
neutralen Wissenschaftlern, auch keine ausgewogene wissenschaftliche Gruppe. 
Seine Mitglieder sind politisierte Wissenschaftler, die sich mit einseitiger Meinung 
und mit einseitigem Auftrag dort einfinden“. 
Alt-Bundeskanzler Helmut Schmidt urteilt skeptisch [F]: „Es scheint mir an der Zeit, 
daß eine unserer wissenschaftlichen Spitzenorganisationen die Arbeit des IPCC 
kritisch und realistisch unter die Lupe nimmt...“. 
 
 
 



4. Sachwalter des IPCC in Deutschland. 
Der IPCC und die ihm nahestehenden Organisationen und  Medien gefallen sich,  
Schreckensbilder zu verbreiten, etwa: 

• Rasante Erwärmung des Erdklimas,  ausufernder Treibhauseffekt, 
• Häufung von Naturkatastrophen, Taifunen, Tornados, Überschwemmungen 
• Schwund der Himalaya-Gletscher, 
• Destabilisierung der Eisschilde Grönlands und der Antarktis, 
• Ansteigen der Meeresspiegel, Überflutung Mikronesiens, 
• Bodenerosion und Mißernten mit nachfolgender Völkerwanderung,    
• Schädigung der Regenwälder, Artensterben, 
• Ausbreitung von Malaria und anderen Tropenkrankheiten. 

Deshalb fordert das 1992 gegründete und von Prof. Schellnhuber geleitete Potsdam-
Institut für Klimafolgenforschung PIK  in seinen utopischen „Sieben Kernaussagen 
zum Klimawandel“, weltweit den Ausstoß an Treibhausgasen bis 2050 radikal zu 
senken, und zwar ungeachtet der Einbuße an Wirtschaftsleistung. Um eine weltweite 
„Klimasicherheit“  zu erreichen, sei eine „große Transformation“ der globalen 
Wirtschaft vonnöten und das Stadt- und Landleben für die Menschen „neu zu 
definieren“. Diese Worthülsen lassen sich beliebig füllen.  
Noch weiter geht der erstmals 1992 berufene „Wissenschaftliche Beirat der 
Bundesregierung -  Globale Umweltveränderung WBGU“, gleichfalls unter Vorsitz 
von Prof. Schellnhuber. Der Beirat hatte zwar 1997 festgestellt [4,S.51], daß ein 
Einfluß von anthropogenem CO2 auf Klimawerte nicht nachzuweisen sei. Doch 
forderte er 2009 in seinem Sondergutachten „Kassensturz für den Weltklimavertrag“ 
[Sept. 2009]  für jeden Erdbewohner eine einheitliche CO2-Zuteilung  von jährlich 
etwa 2,7 t. Zu dieser Rationierung sieht er sich durch die irrige Meinung berechtigt,  
vorwiegend die durch Menschen verursachten  CO2-Emissionen würden das 
Erdklima bestimmen. Vorbild müsse künftig eine „klimaverträgliche Gesellschaft“ 
werden. 
 
5. Beanstandete Klimaforschung im IPCC. 
Im November 2009 kam der  zwei Jahre zuvor mit dem Friedensnobelpreis 
ausgezeichnete Intergovernmental Panel on Cliumate Change IPCC ins Gerede:. 
Internet-Hacker hatten Teile seiner  internen Korrespondenz gestohlen und sie 
veröffentlicht. Sie gaben Einblick in die ungewöhnliche Arbeitsweise dieses 
exklusiven Kreises. In einer Analyse glaubte die Schweizerische Weltwoche  
[2010-06], in den weltweit beachteten Berichten des IPCC ärgerliche Fehler, Mängel 
und Schlampereien entdeckt zu haben. Beispielsweise waren, wie manches andere, 
die Schmelzraten   von Himalaya-Gletschern ersichtlich falsch und tendenziös 
angegeben. 
Der mit der Klärung befaßte UNO-Generalsekretär Ban Ki Moon beauftragte deshalb 
den Inter-Academy Council IAC in Amsterdam, der Regierungen und Internationale 
Organisationen in wissenschaftlichen Fragen berät,  mit der Ausarbeitung einer 
Studie,  um die  Struktur und Arbeitsweise des IPCC beurteilen zu können. Sie wurde 



am 30.8.10 vorgestellt und fordert als erstes Reformen, mit denen es künftig gelingen 
soll, den Ansprüchen zu genügen, die an ein glaubwürdiges wissensbasiertes 
Klimadokument gestellt werden. Die Studie führte aus 

• zur Struktur: Angesichts der Bedeutung der Klimaforschung wird fortan eine 
straffe Führung des IPCC gefordert. Hierzu ist auch ein ständiges 
Exekutivkommittee mit einem hauptamtlichen Exekutivdirektor einzusetzen, 
deren Mitglieder vom Weltklimarat und seinen speziellen Intentionen 
unabhängig sind,  

• zur Arbeitsweise: Der IPCC muß seine Verpflichtung zu Offenheit und 
Ausgewogenheit ernst nehmen. Es darf nicht sein, daß er ohne Diskussion 
abweichende wissenschaftlich begründete Meinungen unterdrückt, kritische 
Argumente übergeht, Wissenslücken verschweigt und Quellen einseitig 
auswählt und zitiert. In [16] wird der bisherige Arbeitsstil ausführlich kritisiert, 

• zur Qualität der Ergebnisse: Die IAC-Gutachter hatten leider nicht den Auftrag, 
den wissenschaftlichen Gehalt der Klimaberichte zu überprüfen. 

Man darf gespannt sein, ob und wie der „Weltklimarat“ die angeführten Monita 
umsetzt. Der Bundesumweltminister wertete unbeeindruckt von allen Vorhaltungen:   
„Nun ist auch von unabhängiger Seite bestätigt, daß die Arbeit des IPCC von 
höchster Qualität ist“. 
Grundübel des „Weltklimarates“ ist die laxe Angewohnheit, die Grenzen zwischen 
Klimawissenschaft und Klimapolitik zu verwischen. Die IPCC-Vollversammlung 
sieht sich dabei als  „Souverän“ an,  als die ungebundene letzte Entscheidungsinstanz 
über die Gestaltung menschlichen Zusammenlebens im beständigen Wandel des 
Klimas. Um berechtigten Zweifeln an der Legitimität des „Weltklimarates“ zu 
begegnen,  drängt der „Souverän“ die Wissenschaft mit vielfältigen Anreizen dazu, 
seinen klimapolitischen Thesen zuzustimmen: Wissenschaftler dienen ihm quasi als 
Hilfspolitiker. Sie entlasten ihn von Verantwortung. Der mit ihnen ausgehandelte 
„Konsens der weltführenden Wissenschaftler“ [17,S.31] erspart es ihm, sich mühsam 
mit den wissenschaftlichen Fundamenten des Klimawandels auseinandersetzen zu 
müssen.  
 
6. Das  Gerede vom Konsens der Klimaforscher. 
Nach verbreiteter, aber unzutreffender Ansicht beteiligen sich Abertausende  von 
Wissenschaftlern im Konsens an den Berichten der IPPC. Bei näherer Betrachtung 
stellt sich jedoch nach sorgfältiger Recherche [16] heraus: Den letzten Bericht der  
AG I  über die Ursachen des Klimawandels haben etwa 150 climate scientists und 
500 another contributing authors verfaßt. Deren Arbeiten wurden von Rezensenten 
überprüft. Einer solchen Minderheit steht es nicht zu, für die Gesamtheit sämtlicher 
Klimaforscher und Fachleute zu sprechen. Die Scharen der Lobbyisten, Beobachter 
und Delegierten mit vorgefaßter Meinung darf man nicht zu den wissenschaftlich 
arbeitenden und rezensierten Autoren zählen.   
Al Gore, früherer Vizepräsident der USA und mit dem Friedensnobelpreis 2007 
ausgezeichnet, erklärte kurzerhand alle Debatten über den anthropogenen Ursprung 



des Klimawandels für beendet. Basta:  98 % der Wissenschaftler seien überzeugt, 
ungezügelte CO2-Emissionen könnten eine Klimakatastrophe auslösen. 
Präsident Obama äußerte: „Wenige Herausforderungen … sind wichtiger, als den 
Klimawandel zu bekämpfen. Die Wissenschaft ist jenseits aller Diskussion und die 
Fakten sind klar“. Dieser kühnen Einschätzung widersprachen umgehend 195 
hochangesehene Wissenschaftler der USA: „ With all due respect Mr. President, that 
is not true“. 
In Deutschland prophezeite das Max-Planck-Institut für Meteorologie in Hamburg 
[MPG,29.5.2005], das Klima würde sich „in den kommenden hundert Jahren so 
schnell ändern wie niemals zuvor in den letzten vier Millionen Jahren“. 
Die leichtgläubige Bevölkerung hält das von so respektablen Persönlichkeiten 
[17,S.27] vorgebrachte Konsensmärchen für wahr. Es wurde ihr ja verschwiegen, daß 
eine sehr große Zahl international anerkannter Wissenschaftler bei jeder Gelegenheit 
auf die Unhaltbarkeit der IPPC-Hypothesen hinweist. Dies läßt schon ein Verzeichnis 
[15] von 870  qualifizierten peer- reviewed Fachveröfentlichungen erkennen, die den 
„Alarmismus anthropogener Klimaerwärmung AGW“  in jeder Form als absurd 
ablehnen. 
Aufrufe zu fairer Diskussion über Klimapolitik und -wandel waren unter anderen:  

• Heidelberger  Appell  1992:  4000 Wissenschaftler aus 106 Ländern , darunter 
72 Nobelpreisträger, fordern eine rationale Klimapolitik, 

• Leipziger Deklaration 1996:  Über Klimawandel gibt es keinen Konsens, 
• Oregon Petition 1998:  Über 31000 amerikanische Wissenschaftler fordern 

Präsident Clinton auf, das Kyoto-Protokoll nicht zu unterschreiben, 
• Minority Report des US Senates 2008: Über 700 Wissenschaftler sehen die mit 

Großrechnern kalkulierten Prophezeiungen als durch Messungen widerlegt an, 
• Global Warming Petition Protest: 30000 amerikanische Wissenschaftler 

bestreiten die Klimaschädlichkeit von CO2, 
• Umfrage Prof. Kepplinger [U Mainz] 2007: Die Klimaforscher sind sich längst 

nicht klar [6], 
• Diskussionsveranstaltungen der Friedrich-Naumann-Stiftung, der Friedrich-

von-Hayek-Gesellschaft (2008), ebenso in New York 2008 und 2009 und  in 
Berlin 2009:  Sie alle wurden von der deutschen Presse verschwiegen. 

• Dritte Internationale Klima- und Energiekonferenz am 3.12.2010 in Berlin. 
Daraus folgt, daß weder in den USA noch in Deutschland wissenschaftliches 
Einvernehmen über einen vorgeblich vom Menschen verursachten Klimawandel 
durch Treibhausgase besteht. Die vorgetäuschte Übereinstimmung wird als 
Legitimation für eine „alternativlose“  Klimapolitik mißbraucht, ohne Rücksicht auf 
den Nutzen und die gebotenen ökonomischen Grenzen zu nehmen.  
In der Öffentlichkeit wie auch im Bundestag waren die Parolen des IPCC lange Zeit 
unbestritten. Wer öffentlich eine abweichende Ansicht vertrat, wurde als „Leugner 
des Klimawandels“ oder noch boshafter [G] als Angehöriger der Gattung „Holokaust-
Leugner- Klimaskeptiker-Evolutionsgegner“ gemobbt und ausgegrenzt. 
So warnte ein Forum der Deutschen Welle zum Thema „Professioneller Umgang mit 



Skeptikern des Klimawandels“ davor, bei der journalistischer Arbeit Skeptiker zu 
Wort kommen zu lassen. „Eine <neutrale> Position einzunehmen bedeutet, den 
Skeptikern in die Karten zu spielen, und zwar auf Kosten der Basis allen Lebens“ 
heißt es anmaßend in der Ankündigung eines „Workshops“am 26.6.2010 in Bonn. 
In diesem Sinne kommen bei Diskussionen zum Klimawandel vorwiegend 
selbsternannte  „Experten“ zum Wort. Kritische Autoren werden von Zeitschriften 
und Behörden salopp abgewiesen: „Für eine Prüfung Ihrer Arbeit fehlt uns die 
Sachkenntnis. Wir vertrauen vollständig den Empfehlungen des Weltklimarates und 
den Aussagen des IPCC“. 
Ein  freier Informationsfluß wird so unterbunden, Meinungsherrschaft entartet zur 
Meinungsdiktatur. Als Ersatz werden  Desinformationen  geboten. So füttert das 
Bundesministeriums BMU für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, 
Schulkinder  -   und damit quasi im Gruppenzwang auch ihre Eltern  -   mit den 
Hypothesen des „Weltklimarates“. Ein  mit dem Bild von Eisbären aufgeputztes 
Arbeitsheft für Grundschulen lehrt darin unter anderem: <Der Mensch verändert das 
Klima..Um den Klimawandel zu stoppen, dürfte jeder Mensch auf der Erde nur 2 
Tonnen CO2 und andere Treibhausgase pro Jahr verursachen...Was sind die Folgen 
des Klimawandels -  Weltweit immer häufiger Wetterkatastrophen>. 
Jedoch bahnen sich Änderungen an:  Im Bundestag, der sich bisher tiefer greifenden 
Diskussionen über Forschung und Entwicklung entzog [F],  werden nun durch MdB 
Dött  und Friedhoff [H,20.9.10], sowie im Europäischen Parlament durch MdEP 
Krahmer [10]  Zweifel an den Hypothesen  des IPCC geäußert. Auch die Royal 
Society, das maßgebende wissenschaftliche Gremium Großbritanniens, vertrat bislang 
die Meinung,  die anthropogene Erderwärmung sei unbestritten, und der CO2-
Ausstoß müsse so rasch wie möglich  reduziert werden. Nun aber, nachdem 43 
Mitglieder offen gegen diesen Alarmismus opponierten, ist davon in den Leitlinien 
zum Thema Klimawandel keine Rede mehr: Unkenntnis wird eingestanden [C-online 
6.10.10]. 
 
7. Meinungsherrschaft über Klimawandel und „Klimaschutz“.. 
Der IPCC und seine Sachwalter haben es mit größtem publizistischem Aufwand 
geschafft, beim Thema Klimawandel die Meinungsherrschaft zu erringen. Die arglose 
Bevölkerung ordnet sich ihr linientreu unter. Die Eliten sind <politisch korrekt>.   
Die provozierten Ängste vor einer nahenden Klimakatastrophe breiteten sich mit dem 
ersten IPCC-Bericht 1990 rasch aus und halten sich bis heute hartnäckig.  
Vermutlich hatten die Berichte über die bis dahin unvorstellbare Reaktorkatastrophe 
1986 in Czernobyl erheblich zur allgemeinen  Verunsicherung beigetragen. M. Seitz 
[8,S.103] beschreibt einfühlend die durch dieses epochale Ereignis ausgelösten 
Bewußtseinsänderungen der Menschen. 
Mit Al Gores Horrorfilm <Eine unbequeme Wahrheit An inconvenient truth>, dem 
der Britische High Court of Justice in einem Prozeß einseitige politische Ansichten, 
Alarmismus und Übertreibung attestierte, hatten sich auch die deutschen Schüler zu 
befassen.  Auf der Weltklimakonferenz 1995 in Berlin fiel der düstere Orakelspruch  



„Der Treibhauseffekt  ist in der Lage, die Menschheit auszulöschen“. 
Wenn überdies noch  vorgetäuscht wird, die Wissenschaftler seien sich in der 
Beurteilung des unentrinnbaren Klimawandels einig, setzt rationales Denken aus: 
Verunsichert  wird man sich der herrschenden Meinung anschließen. 
Mit der Macht von Meinungskartellen setzte sich der Staatstheoretiker Alexis de 
Tocqueville (1805-1859) kritisch auseinander. Er hält die Allmacht der öffentlichen 
Meinung für eine  „Tyrannei der Mehrheit“ und vergleicht die  Handlungsweise 
antiker Despoten mit dem Vorgehen zeitgenössischer Gesinnungswächter und 
Demagogen. Despoten forderten einst bei Widersetzlichkeit Leib und Leben der 
Delinquenten. Ihre Nachfolger agieren heute subtiler:  Sie betonen großmütig, daß es 
natürlich jedermann freistünde zu räsonieren. Wer dann aber von solcher Freiheit 
Gebrauch macht, bleibt  zwar unversehrt, wird jedoch ausgegrenzt und zum Fremden 
in seiner Gemeinschaft.  Mit Pathos glaubte Tocqueville empfinden zu können: „Sein 
Leben wäre schlimmer als der Tod [A,7.9.,16.9.10]“. 
Die unbedarfte Öffentlichkeit läßt es sich gefallen, daß u.a. die amerikanische 
Umweltbehörde EPA das für den Pflanzenwuchs und die Menschen unentbehrliche 
CO2-Gas kurzerhand zum Schadstoff erklärt, nur weil es die Wärmeabstrahlung des 
Erdplaneten ins Weltall in begrenztem Maß zurückhält. 
Die von der Politik geforderte „Bekämpfung“ des vorgeblichen Schadstoffes CO2  
und seiner Äquivalente stößt in der ökobeflissenen eigennützigen Gesellschaft auf 
größtes  Interesse. Die Staatskasse profitiert im „Klimaschutz“ von der Einnahme 
zusätzlicher Steuern und Zwangsabgaben auf Brennstoffe und Energien, die Industrie 
zieht Nutzen vom Bau und Betrieb staatlich geförderter Großanlagen zur 
Energiewandlung, das Gewerbe übernimmt arbeitsintensive Aufträge im Zuge des 
Erneuerbare-Energien-Gesetzes  EEG, die Klimaforscher dürfen mit Förderung ihrer 
Arbeiten rechnen und die Investoren freuen sich über die ihnen langfristig garantierte 
private Öko-Rendite. Diese vorteilhafte Selbstbedienung läßt die CO2-Kampagne 
zum Selbstläufer werden. Auf der Strecke bleibt die gemeinwirtschaftliche Ordnung. 
 
8. Aus dem Ruder gelaufen: Photovoltaik-Förderung. 
Mit Photovoltaik PV läßt sich bekanntlich Strahlungsenergie der Sonne in 
elektrischen Strom wandeln. Naturgemäß fluktuiert er wie Windstrom, ist generell  
indisponibel und zur Deckung energetischer Grundlast ungeeignet, also 
minderwertig. Ins Netz gespeist, verdrängt er einen zeitgleichen Teil des in 
Kraftwerken viel preiswerter erzeugten Stromes. Im Bestreben, auch PV-Anlagen zur 
CO2 -„Bekämpfung“ einzusetzen, erfährt ausgerechnet diese mit Abstand 
kostspieligste aller erneuerbaren Energien die üppigste staatliche Förderung. 
Ohne Rücksicht auf den Marktwert garantiert das Erneuerbare-Energien-Gesetz EEG  
die Abnahme des Stromes durch das zuständige Energieversorgungsunternehmen 
EVU, das eine für 20 Jahre garantierte, weit überzogene Einspeisevergütung zu 
leisten hat  [3,S.137]. Solare Energie, die den regionalen Bedarf übertrifft, verkauft 
das EVU an der Strombörse, wohl immer mit Verlust. Wenn das Netz gelegentlich 
außerstande ist, die Leistung aufzunehmen, ist das EVU gezwungen, Windräder 



auszuschalten. Dann muß sogar die nichtgelieferte Energie vergütet werden! 
Die Aussicht auf einen solchen gesetzlich abgesicherten Profit löste eine 
Hochkonjunktur für unbegrenzten Zubau von PV-Anlagen auf Dächern und Feldern 
aus: Er betrug 2009 etwa 8000 MW Spitzenleistung, die sich aber im sonnenarmen 
deutschen Klima nur zu etwa 10% nutzen lassen. Den Anschubsubventionen für die 
Errichtung folgen Dauersubventionen für den Betrieb. So entstehen den EVU Jahr für 
Jahr enorme Zusatzkosten. Sie werden für den gesamten Ökostrom des Jahres 2011 
auf mehr als 14  Milliarden € geschätzt. 
Den EVU werden neue Anschlußleitungen, Netzerweiterungen, Reservehaltung und 
Maßnahmen zur Sicherung der Netzstabilität durch Kraftwerke zugemutet. Als 
wirtschaftlich arbeitende Unternehmen geben sie diese Zusatzkosten an die 
Stromkunden weiter. In jedem Durchschnittshaushalt, der im Jahr wohl 3500 kWh  
Tarifstrom für etwa 720 € bezieht [VDN], erhöht sich so die Stromrechnung ohne den 
geringsten Gegenwert um 156 €, also um mehr als 20 %. Das „Netto vom Brutto“ der 
Haushalte schrumpft merklich. Wohl die Hälfte der bei den EVU auflaufenden 
Zusatzkosten sind auf die energetisch minderwertigen PV-Anlagen zurückzuführen 
[D,12.11.10], die nur weniger als ein Zehntel der Ökoenergien liefern.  
Trotz dieses miserablen Nutzen/Kostenverhältnisses erfreuen sich PV-Anlagen 
allgemeinen Wohlwollens. Dies gilt vor allem für Solardachbesitzer, die sich über die 
Stromrechnungen aller Strombezieher alimentieren lassen. Bedenken wegen solcher,    
„Soziale Gerechtigkeit“ scheuender Finanzierungsmethode, werden mit dem 
Argument zurückgestellt, zur totalen CO2-„Bekämpfung“ müsse man sich eben aller 
erdenklichen Mittel bedienen. Den  Herstellern von PV-Modulen bietet die Hausse 
eine gute Gelegenheit, bei Forschung und exportorientierter Entwicklung  
kurzzutreten; sie kommen mit den Segnungen des EEG im Inlandsmarkt bestens aus. 
Großvorhaben wie die beabsichtigte Vollversorgung Deutschlands durch 
fluktuierende Energien, müssen schon bei der Planung als Teil eines übergeordneten 
Gesamtsystems unter Beachtung aller Nebenbedingungen angesehen werden. 
Andernfalls können unangenehme Überraschungen eintreten. Im Falle der 
Erneuerbaren Energien wären noch vor Beginn einer forcierten Förderung die 
Leistungsfähigkeit der Übertragungsnetze, Energiespeicher und Kraftwerkreserven zu 
bedenken gewesen, ebenso die Systemstabilität und die Belange des Umweltschutzes 
und der Volkswirtschaft. Dies alles wurde leider unterlassen. Das „Energiekonzept 
2050“ sieht nun als Ausweg vor, die Stromnachfrage bis 2050 um 25% zu verringern, 
25% des benötigten Stromes zu importieren, und hofft auf Innovationen, vor allem 
bei der Speichertechnologie [13;A1.10.10].  
Bei der Analyse innovativer hydraulischer Pumpspeicher stellt sich nun heraus: Für 
eine angenommene Speicherkapazität von  7  TWh benötigt eine   als „intelligente 
Lösung“ [E] gepriesene Pumpspeicheranlage in ebenem Gelände eine Gesamtfläche 
von 400 km2  [12,S.48]. Das Oberbecken müßte dabei eine Dammkrone von 440 m 
Höhe und 30 km Umfang erhalten. Trotz dieser monströsen Ausmaße könnte eine 
solche Anlage Deutschland  mit 70 GW nur während 100 Stunden autark versorgen, 
also etwa vier Tage lang. Das reicht nicht aus [E,S.192]. Würde man alle 



Abmessungen halbieren, so schrumpfte die Speicherkapazität etwa  auf 1/36 und 
reichte nur noch für rd. 6,25 Stunden. Die „intelligente Lösung“ ist irreal. 
Ein gesicherter Strombezug  -   zu jeder Zeit, an jedem Ort, in ausreichender Menge 
und in geeigneter Form  -   ist durch die indisponiblen Wind- und Solaranlagen nicht 
zu erreichen. <Smart grid> mag es dann richten, mißliebige Strombezieher wohl oder 
übel je nach Wetterlage vom Netz zu trennen. 
 
9. Zusammenfassung und Ausblick. 
Vor allem die Massenmedien prägen, der Wissenschaft enteilt, das Bild einer nahen 
Klimakatastrophe. Um sie abzuwenden, fordert die staatliche Energiepolitik eilends, 
zum „Klimaschutz“ die  CO2-Emissionen und ihre Äquivalente rasch und drastisch zu 
reduzieren. 
Der „Weltklimarat (IPCC)“ gibt für das letzte, als „industriell“ bezeichnete 
Jahrhundert einen moderaten Temperaturanstieg von (0,6 +0,15) Grad  an [4,S.50].  
Von der UNO beauftragt, bemüht er sich, die Ursachen hierfür auf den ungehemmten 
Anstieg der Emissionen von Treibhausgasen, insbesondere des anthropogenen CO2 
zurückzuführen. Alle anderen Erklärungen stellt er dagegen zurück und meidet 
Grundsatzdiskussionen, zum Beispiel über den solaren Einfluß im Zusammenspiel 
der Geo-, Hydro-, Kryo-, Atmo- und Biosphäre [17]. 
Nur mit Hypothesen und mathematischen Modellen gelingt es,  auf Großrechnern 
größere und damit Besorgnis erregende Anstiege, etwa im Jahr 2100 bis zu 4,5 Grad 
und mehr, aus CO2-Emissionen zu synthetisieren. Es mißlingt jedoch,  
erdgeschichtliche  Abkühlungsphasen in gleicher Weise nachzubilden. Neue 
Untersuchungen mit weltweit gemessenen konsistenten Datensätzen zeigen überhaupt 
nur in 30% aller Meßorte eine schwach steigende Tendenz. 
Der „Weltklimarat (IPCC)“ ist keine wissenschaftliche, sondern eine politische 
Instanz. Seine Aufgabe, Struktur und Arbeitsweise werden mit Recht beanstandet.  
Seine Verlautbarungen  haben zur Verbreitung von Schreckensbildern über den 
Klimawandel beigetragen. Der von ihm inspirierte „Wissenschaftliche Beirat der 
Bundesregierung – Globale Umweltveränderung (WBGU)“ postulierte 2009 in einem 
Sondergutachten, jeder Erdbewohner habe im Zuge des  „Klimaschutzes“ nur  
Anspruch auf eine einheitliche „Zuteilung“ rationierter Emissionsrechte von jährlich 
2,7 Tonnen CO2. 
Die Behauptung, die Klimaforscher seien sich über den bedrohlichen Klimawandel 
durchaus einig, ist erwiesen falsch. Sie enthebt die Politik der Holschuld, sich um 
tiefgreifende Probleme der Forschung zu kümmern [F],  zielt darauf ab,  ungelegene  
Diskurse auszuschließen und macht die Position der „Klimaretter“ in der Gesellschaft 
unanfechtbar. Vertreter abweichender Meinungen werden ausgegrenzt, als „Leugner 
des Klimawandels“ diskriminiert und als Lobbyisten der Brennstoffindustrie 
verleumdet. 
Die permanente staatliche Förderung von Maßnahmen zur CO2-Minderung wird 
intensiv und durchaus mit Profit genutzt. Die Photovoltaik-Förderung ist dabei außer 
Kontrolle geraten.  



Es ist als Fortschritt anzusehen, daß zukünftig eine Strategie lokaler und regionaler 
Anpassung an spezifische klimatische Ereignisse eine „tragende Säule der Deutschen 
Klimapolitik“ [11,S.7]  werden soll. Als „Anpassung“ sind in solchem Sinne 
öffentliche und private Maßnahmen aller Art zu bezeichnen, die sicherstellen, daß die 
Folgen klimatischer Ereignisse möglichst unbeschadet überstanden werden [11,S.66].  
An die Stelle blindwütiger totaler „CO2-Bekämpfung“ mit Zertifikatehandel und 
„Endlagerung“ des in thermischen Kraftwerken aufwendig und mit großen Verlusten 
abgeschiedenen CO2, sollten zukünftig gezielte Maßnahmen des regionalen 
Umweltschutzes, der gebotenen Ressourcenschonung und der subsidiären 
Entwicklungshilfe treten. 
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